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Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
fordert die Bundesregierung in einer Entschließung (s. Anlage) auf, den 
Entwurf für ein Patientenrechtegesetz zu verbessern. Der Gesetzentwurf 
sieht Regelungen vor, die die Rechte der Patienten nur unzureichend 
stärken. 

Die Datenschutzrechte der Patienten müssen durch ein weitergehendes 
Recht auf Zugang zur Dokumentation ihrer Behandlung und eine aktive 
Informationsverpflichtung der Ärzte bei Behandlungsfehlern gestärkt wer-
den. Patienten dürfen nach Auffassung der Datenschutzbeauftragten den 
Ärzten und Therapeuten gegenüber nicht zu Auskünften verpflichtet wer-
den, die keine Bedeutung für die Behandlung haben. Darüber hinaus sind 
klare Regelungen für die Archivierung und Löschung der Daten, für die 
Einbeziehung Dritter und für den Umgang mit der Behandlungsdokumen-
tation beispielsweise im Falle des Wechsels der behandelnden Ärzte erfor-
derlich. Die Notwendigkeit eines modernen Datenschutzrechts zeigt sich 
gerade auf dem Gebiet der sensitiven Gesundheitsdaten. 

Entschließungen der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder stellen abgestimmte Haltungen der Datenschützer des 
Bundes und der Länder dar. 
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http://www.datenschutz-bayern.de/dsbk-ent/DSK_83p-Patientenrechte.pdf

